
außen führt. Das Nachlassen des Seiles, welches mittels 
einer Seilwinde von außen betätigt wird, bewirkt ein 
Aufsetzen der Meßplatte auf die Kohlenstauboberfläche 
und zeigt so auf einem Meßstreifen an der Außenwand 
des Bunkers den Füllstand an. Zur Zeit des Unfalls 
waren auf dem Meßstreifen an Stelle einer ordnungs­
gemäßen Skala nur Kreidestriche vorhanden, die eine 
exakte Messung verhinderten.

Zur Entlüftung jedes Betriebsbunkers dient ein Ent­
lüftungsrohr, das durch das Dach der Werkhalle ins 
Freie führt. Im oberen Teil des Entlüftungsrohres sind 
oberhalb des Daches Staubfiltersäcke angebracht, die den 
in der Förderluft enthaltenen aufgewirbelten Kohlen­
staub auffangen. An einigen der Entlüftungsrohre ist 
oberhalb des Daches eine mit einer Berstfolie aus leich­
tem, dünnen Metall verschlossene größere Öffnung für 
den Fall einer Explosion oder Verpuffung angebracht. 
Bei diesen Bunkern waren die auf den Bunkerdeckeln 
befindlichen sog. Explosionsöffnungen mit Metallplatten 
fest verschlossen. Bei den anderen Bunkern waren an 
den Entlüftungsrohren über dem Dach keine Berstfolien 
angebracht; bei ihnen waren die sog. Explosionsöff­
nungen auf den Bunkerdeckeln innerhalb der Werk­
halle mit einer Berstfolie verschlossen. Dazu gehörte 
auch der Unfallbunker.

Die Bedienung der Anlage erfolgte durch den — in­
zwischen verstorbenen — Schlosser W., der diese Arbeit 
bereits seit mehr als 20 Jahren allein erledigte und der 
auch beim Aufbau der Anlage schon mitgewirkt hatte. 
W. galt deshalb als der souveräne Spezialist, dem nie­
mand etwas zu sagen hatte. Er führte auch alle an der 
Anlage erforderlichen Reparaturen nach eigenem Er­
messen durch, ohne den Meister oder Abteilungsleiter 
zu verständigen. Er verständigte die Vorgesetzten nur, 
wenn er bei einer Arbeit einer Hilfskraft bedurfte. 
Die unter der Leitung des Angeklagten E. stehende 
Abteilung Hauptmechanik, die auch für den technischen 
Zustand der Kohlenstaubanlage verantwortlich war, 
verschaffte sich weder Kenntnis von deren technischem 
Zustand noch von der Art und dem Umfang der erfor­
derlichen Reparaturen. Es war auch kein ständiger, mit 
der Technik der Anlage vertrauter Vertreter von W. 
vorhanden, so daß W. oft außerhalb seiner Schicht und 
zur Nachtzeit in den Betrieb geholt werden mußte. Seine 
tägliche Arbeitszeit betrug daher nicht selten bis zu 16 
Stunden. Diese Zustände konnten entstehen, weil sich 
kein verantwortlicher Funktionär der Werkleitung um 
die Technik, die Bedienung und die Wartung der Kohlen­
staubanlage kümmerte. Dadurch, daß sich alle auf die 
ansonsten zuverlässige Arbeit des Schlossers W. ver­
ließen, fehlte es an der für solche Anlagen erforder­
lichen Bedienungsanweisung und an der Kennzeichnung 
der Gefahrenherde. So waren z. B. an den Bunkern bis 
zum Unfall keine Schilder, die auf die Explosions­
gefahren hinwiesen.

Am Tage des Unfalls beschickte der Schlosser W. bei 
Arbeitsbeginn wie üblich die Betriebsbunker mit 
Kohlenstaub. Wegen seiner starken Arbeitsbelastung 
verrichtete er auch an diesem Tage, nachdem er die 
Leitung zum Bunker 623 auf Füllen gestellt hatte, 
während des Füllvorgangs eine andere Tätigkeit. 
Dadurch war er von der ordnungsgemäßen Bedienung 
der Anlage abgelenkt. Als er den folgenden Bunker 
füllen wollte, stellte er dort den Hebel auf Füllen, 
unterließ aber, die Zufuhr zum Bunker 623 abzustellen 
und damit die Förderleitung in den folgenden Bunker 
freizugeben. Dadurch wurde der Unfallbunker überfüllt, 
so daß es zur Verstopfung des Entlüftungsrohres und 
der Filtersäcke und schließlich durch Sprengung der 
schwächsten Stelle des Bunkers, der vorschriftswidrig 
auf dem Bunkerdeckel angebrachten Berstfolie, zum 
gewaltsamen Austritt von Kohlenstaub in die Schmiede­
halle kam. Der in starker Konzentration in die 
Schmieaehalle eingedrungene Kohlenstaub entzündete 
sich an einem offenen Schmiedefeuer und verpuffte. Die 
Stichflamme erfaßte insgesamt vier Arbeiter, die so 
schwere Verbrennungen erlitten, daß sie deren Folgen 
erlagen, während weitere vier Arbeiter Brandverletzun­
gen erlitten. Ferner führte die Verpuffung zu mehreren 
geringfügigen Brandschäden an der Werkhalle und zu 
einem Produktionsausfall von etwa 80 000 bis 90 000 DM.

Durch den Bedienungsfehler hat W. zwar eine Ur­
sache zum Unfall gesetzt. Die Hauptursache des

Unfalls lag aber in der Verletzung von Bestimmun­
gen zum Schutze der Arbeitskraft durch verantwortliche 
Wirtschaftsfunktionäre des Betriebes, von denen in 
diesem Verfahren der ehemalige Werkleiter Sch., der 
Sicherheitsinspektor L. und der Hauptmechaniker E. 
angeklagt wurden.

Um ein unfallsicheres Arbeiten mit Anlagen, die 
Kohlenstaub verarbeiten oder befördern, zu gewähr­
leisten, hat das Ministerium für Arbeit die Arbeits­
schutzanordnung Nr. 523 vom 5. Februar 1953 (GBl. 
S. 721) in Verbindung mit der Änderungs-Anordnung 
vom 19. April 1956 (GBl. IS. 384) erlassen. Nach § 4 Abs. 8 
dieser Anordnung müssen an Kohlenstaubbunkern 
Explosionsschlote mit möglichst großem Querschnitt 
vorhanden sein. Sie müssen auf kürzestem Wege ins 
Freie, und zwar möglichst senkrecht bis über das Dach 
hinaus führen. Die Schlote müssen mit dichtschließen­
den, aber leicht beweglichen Explosionsklappen ver­
sehen sein. Um Ansammlungen von Staub und brenn­
baren Gasen zu vermeiden, sind in den Schloten an 
geeigneten Stellen Berstfolien vorzusehen. Hätten die 
Angeklagten diese ASAO beachtet, dann hätten sie die 
Notwendigkeit von ins Freie führenden Explosions­
schloten zur Verhinderung des Austritts von Kohlen­
staub in die Werkhalle erkannt und festgestellt, daß 
Explosionsschlote nicht vorhanden waren. Sie konnten 
zwar annehmen, daß die über das Dach hinausführen­
den Entlüftungsschlote zugleich die Funktion von Ex­
plosionsschloten hätten, zumal sie einen Querschnitt von 
50 cm besaßen. Dabei hätten sie jedoch erkennen müs­
sen, daß die als Verschluß des sogenannten Explosions­
loches auf dem Deckel des Unfallbunkers innerhalb der 
Werkhalle vorhandene dünne Berstfolie durch einen 
festen Verschluß hätte ersetzt werden müssen. Denn 
nur dann hätte der Entlüftungsschlot zugleich die Funk­
tion als Explosionsschlot1 erfüllen können. In diesem 
Fall hätte auch an geeigneter Stelle des Schlotes über 
dem Dach eine mit einer Berstfolie verschlossene Explo­
sionsöffnung angebracht werden müssen. Wären diese 
Maßnahmen getroffen worden, dann hätte auch bei 
Überfüllung des Bunkers kein Kohlenstaub in die Halle 
austreten und der Unfall mit den schweren Folgen für 
das Leben und die Gesundheit mehrerer Arbeiter nicht 
geschehen können.

Nach § 8 der ASAO Nr. 523 war ferner der Erlaß 
einer besonderen Betriebsvorschrift über das Anfahren 
und Stillsetzen der Kohlenstaubanlage, die Reihenfolge 
der hierbei vorzunehmenden Schaltungen, das Verhal­
ten der Beschäftigten bei Betriebsstörungen, die Durch­
führung von Reparaturarbeiten, die Reinigung der An­
lage, die Bekämpfung von Bränden u. a. erforderlich. Bei 
Ausarbeitung dieser Vorschrift hätten die Angeklagten 
den seinerzeitigen unzureichenden technischen Zu­
stand der Anlage, die Möglichkeit des Überfüllens der 
Betriebsbunker bei dem geringsten Versehen des mit 
der Bedienung beauftragten Schlossers W. und. damit 
die Gefahr des Austritts von Kohlenstaub in die Werk­
halle nicht übersehen können, und die Notwendigkeit, 
die Explosionsöffnungen an den Bunkerdeckeln im 
Innern der Werkhalle fest zu verschließen, wäre ihnen 
unverkennbar deutlich geworden. Auf die Notwendig­
keit, der Anlage größere Beachtung zu schenken, sind 
die Angeklagten bereits durch den Kohlenstaubaustritt 
im Oktober 1958 hingewiesen worden. Seinerzeit war 
gleichfalls die Überfüllung eines Bunkers die Ursache 
für den Kohlenstaubaustritt. Es gelangte aber nur 
wenig Staub in die Halle, weil das Entlüftungsrohr 
über dem Dach geborsten war. Aber trotz Feueralarms 
erfolgte von den Verantwortlichen keine Überprüfung 
der Anlage. Es wurde von E. und L. geduldet, daß die 
Schadenstelle mit Putzlappen verstopft wurde.

Für die Verhinderung und Abstellung der festgestell­
ten, für den Unfall ursächlichen sowie der weiteren 
Mängel waren die Angeklagten, jeder in seinem 
Arbeitsbereich, auf besondere Weise verantwortlich:

Der Angeklagte Sch. war als Werkleiter gemäß §§ 1 
und 2 der Verordnung zum Schutze der Arbeitskraft 
(ASchVO) persönlich dafür verantwortlich, daß die 
Werktätigen während der Arbeit und Anwesenheit im 
Betrieb vor Gefahren für Leben und Gesundheit ge­
schützt sind. Um dieser Verantwortung gerecht zu wer­
den, mußte er sich gemäß § 2 der ASAO Nr. 1 — Allge­
meine Vorschriften — vom 23. Juli 1952 (GBl. S. 691)
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